Ernennung




Leittext

Fakten
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Die Ernennung ist ein rechtsgestaltender, förmlicher und zustimmungsbedürftiger Verwaltungsakt. Sie ist ein „Zentralbegriff des Beamtenrechts“.

Die Ernennung ist in § 11 des Beamtenstatusgesetzes und § 9 des Hess. Beamtengesetzes geregelt.
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[image: image2.wmf] 


Welche Einzelfälle der Ernennung gibt es ?

	Ernennungsfall
	§
	Abs.
	Nr.
	Gesetz

	Begründung des Beamtenverhältnisses


	8
	1
	1
	BeamtStG

	Umwandlung


	8
	1
	2
	BeamtStG

	Erste Verleihung eines Amts


	8
	1
	3
	BeamtStG

	Verleihung eines anderen Amts mit anderer Amtsbezeichnung beim Wechsel der Laufbahngruppe
	9
	1
	
	HBG


Fakten
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Die Ernennung erfolgt durch Aushändigung einer formgerechten Ernennungsurkunde.

Eine Urkunde ist ein besonders gestaltetes Schriftstück, das nicht im Briefstil abgefasst ist, den Ernannten namentlich nennt, einen vorgeschriebenen Text und/oder Inhalt hat und vom zuständigen Organ eigenhändig unterzeichnet ist.

Die Ernennungsurkunde muss demnach

· schriftlich ausgestellt sein

· eigenhändig vom Ausstellenden unterschrieben sein und

· den – je nach Ernennungsanlass – vorgeschriebenen Mindestinhalt haben.

Der Mindestinhalt ist in § 8 Abs. 2 BeamtStG aufgeführt !

Aufgabe 2

Wurden bei den nachfolgenden Urkunden alle Formvorschriften beachtet ?
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Was ist richtig?

Was ist falsch?

Notiere Anmerkungen und Fragen!
Fakten


1. Der Schüler Bernd Sauer, geb. 18.10. 1992 wird ab heute als Inspektoranwärter bei der Gemeinde Kiedrich eingestellt.

2. Der Sekretäranwärterin beim Hess. Min. f. Umwelt, Anna Weier, geb. 16.05.1990 soll heute das Prüfungszeugnis über die bestandene Anstellungsprüfung ausgehändigt werden. Gleichzeitig soll sie in das Beamtenverhältnis auf Probe als Sekretärin berufen werden.

3. Der Regierungshauptsekretär beim Hess. Min. f. Finanzen hat gestern die dreijährige Probezeit vollendet und soll heute aus dem Beamtenverhältnis auf Probe in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit übernommen werden.

4. Der Inspektor bei der Gemeinde Villmar, Gerhard Wollenweber, soll heute zum Oberinspektor ernannt werden.

5. Beim Rheingau-Taunus-Kreis wechselt der Inspektor Rainer Michel, geb. 09.12.1984 vom Sozialamt auf eine freie Planstelle (BesGr. A 10) in die Finanzabteilung. Drei Monate nach seiner Ernennung zum Oberinspektor klagt er darüber, dass er den dortigen Aufgaben und Belastungen nicht gewachsen sei. Da eine anderweitige Unterbringung ausgeschlossen ist, wird ihm die Rückkehr auf seinen bisherigen Dienstposten im Sozialamt angeboten. Er beantragt daraufhin die Rückernennung in das Amt eines Inspektors (BesGr. A 9).
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1. Beurteile die Sachverhalte!

2. Entwerfe die jeweilige Urkunde (Flipchart)!

3. Präsentiere das Ergebnis!

Fakten


Werden die festgelegten Formerfordernisse nicht beachtet, so liegt eine Ernennung nicht vor ( § 11 BeamtStG). Die mit der Ernennungsurkunde beabsichtigte Rechtswirkung tritt nicht ein. Eine schuldhafte Nichtbeachtung der Form durch den Dienstherrn verletzt die Fürsorgepflicht und begründet Schadenersatzansprüche des Beamten.

Fälle der „Nichternennung“:

Eine Ausgehändigte Ernennungsurkunde ist unwirksam, wenn

· vom gesetzlich vorgeschriebenen Wortlaut abgewichen wird,

· keine Dienstherrenfähigkeit vorliegt, 

· der Dienstherr nicht aus der Urkunde erkennbar ist,

· der Empfangsadressat nicht mit dem Urkundsadressaten übereinstimmt,

· die Ernennung mit einer Bedingung oder Auflage verknüpft wird,

· die Urkunde nicht von dem dazu Berechtigten eigenhändig unterzeichnet ist,

· ein Amt verliehen wird, das im Besoldungsgesetz nicht vorkommt,

· ein Beamtenverhältnis auf Lebenszeit ohne Verbindung mit einem Amt im statusrechtlichen Sinn begründet wird,

· der/die Ernannte im Zeitpunkt der Ernennung geschäftsunfähig war,

· die Urkunde zwar ausgefertigt, aber nicht ausgehändigt wurde.

Die „Nichternennung“ ist im Gegensatz zur nichtigen Ernennung (§ 11 BeamtStG) nicht heilbar.

Da durch eine „Nichternennung“ keine Rechtswirkung eintritt, bleibt ein bis dahin bestehendes Rechtsverhältnis als Beamter unverändert. 

Aufgabe 4

1. Beurteile die nachfolgenden Sachverhalte!

2. Erläutere, die Gründe der „Nichternennung“

3. Präsentiere das Ergebnis!


Dem Schüler Bernd Sauer wird eine Ernennungsurkunde ausgehändigt, die wie folgt lautet: „... wird zum Inspektoranwärter als Beamter auf Widerruf berufen!“


Was ist falsch ?
  Es fehlt: „… unter Berufung in das  ….!“

Welche Rechtswirkung ? Nichternennung (§ 11 (1) / § 8 (2) BeamtStG)

Dem Schüler Bernd Sauer wird eine Ernennungsurkunde ausgehändigt, die mit einem Faksimile-Stempel unterschrieben ist.
Was ist falsch ? Unterschrift muss eigenhändig oder in elektronischer Form 
 (überprüfbar)  sein

Welche Rechtswirkung ? Nichternennung (s.a. § 71 (2) HGO)

Der Regierungshauptsekretär beim Hess. Min. f. Finanzen hat gestern die laufbahnrechtliche Probezeit vollendet und soll heute aus dem Beamtenverhältnis auf Probe in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit übernommen werden. Die Urkunde lautet: „...wird in den lebenslänglichen Dienst des Landes Hessen übernommen!“


Was ist falsch ?
Formulierung und Status

Welche Rechtswirkung ? Nichtig (§11 (1) BeamtStG
Fakten


Auch eine Ernennung, die den festgelegten Formerfordernissen entspricht, kann fehlerhaft sein.

Das Beamtenstatusgesetz regelt abschließend die Fälle

· der Nichtigkeit (§ 11 BeamtStG) und

· der Rücknahme der Ernennung (§ 12 BeamtStG)
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Nenne die Gründe, die zur Nichtigkeit im Sinne dieser Vorschriften führen und präsentiere jeweils ein Beispiel dazu !

	Nichtigkeit
	§
	Abs.
	Nr.

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	


	Rücknahme
	§
	Abs.
	Nr.

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	


Denke an die BEISPIELE !
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Und hier noch was für die Fortgeschrittenen:

Ergänze den nachfolgenden Text:

Auch eine zurückgenommene   Ernennung     lässt die Ernennung von Anfang an nicht  zustande kommen. Allerdings ist gem. § 15 Abs.   2 HBG ist die Rücknahme nur innerhalb einer Frist von 6 Monaten zulässig. Der Beamte soll vorher zu der Rücknahme gehört
werden. 

Zuständig für die Rücknahme ist die oberste Dienstbehörde.

Ist nun ein Beamtenverhältnis von Anfang an nichtig oder wurde es durch die Rücknahme der Ernennung rückwirkend beseitigt, so stellt sich die Frage, wie der stattgefundene Leistungstausch (geleistete       Dienste – gezahlte Besoldung) rechtlich bewertet und abgewickelt werden kann. 

Die Rechtslehre nimmt für diesen Fall ein faktisches Beamtenverhältnis an.

Die Leistungen des Dienstherrn (Besoldung/Versorgung/...) können nach § 16 Abs. 2  HBG belassen werden. Damit wird der öffentlich rechtliche Erstattungsanspruch  des Dienstherrn auf Rückforderung seiner Leistungen einer Ermessensentscheidung zugänglich. 

Dies erleichtert die Abwicklung dieses faktischen Beamtenverhältnisses.

Für die Zeit des faktischen Beamtenverhältnisses wird der Beamte in der gesetzlichen Rentenversicherung nachversichert.







IM NAMEN DES LANDES HESSEN





ernenne ich





die Inspektorin





Silvia Klambuster


geb. am 16.03.1974





mit Wirkung vom 01.02.2012





zur 





Oberinspektorin





Wiesbaden, den  12. Januar 2012





Der Hessische Ministerpräsident





Bouffier

















Im Namen des Gemeindevorstandes der Gemeinde Walluf





ernenne ich


die Inspektorin





Maria Rebstock


geb. am 11.11.1975





mit Wirkung vom


 01.12.2011





zur 


Oberinspektorin


auf Lebenszeit





Walluf, den 12. Januar 2012





Der Bürgermeister


Kohl











Im Namen der


Gemeinde Kiedrich





wird die 


Inspektorin





Lydia Hase


geb. am 02.07.1983





hiermit mit Wirkung vom


 01.10.2012


unter Berufung in das Beamtenverhältnis


auf Lebenszeit


zur 


Oberinspektorin


ernannt





Kiedrich, den  12. Januar 2012





 Steinmacher		Stolz


Bürgermeister	        1. Beigeordneter

















Der Hessische Minister 


für Finanzen





Die Inspektorin





Annegret Jochbein


geb. am 15.06.1977





wird hiermit mit Wirkung vom 01.02.2012





zur 





Oberinspektorin


ernannt





Wiesbaden, den  12. Januar 2012





Dr. Schäfer


Finanzminister











� EMBED Word.Picture.8  ���





� EMBED Word.Picture.8  ���





� EMBED Word.Picture.8  ���





� EMBED Word.Picture.8  ���








PAGE  
Seite 6 von 6
© Reiner Holzhausen 01/2012

_1095414997.doc



